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600

Neunte Verordnung zur Änderung 
der Finanzamtszuständigkeitsverordnung

Vom 23. August 2021

Auf Grund des § 17 Absatz 1 und 2 Satz 3 und 4 des Fi-
nanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. April 2006 (BGBl.  I S.  846, 1202), von 
denen Absatz 2 Satz 3 durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
2. November 2015 (BGBl. I S. 1834) neu gefasst worden 
ist, verordnet das Ministerium der Finanzen:

Artikel 1

Die Finanzamtszuständigkeitsverordnung vom 17. Juni 
2013 (GV. NRW. S.  350), die zuletzt durch Verordnung 
vom 19. November 2020 (GV. NRW. S.  1122), geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 21 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 nach dem 
Wort „Großbetrieben“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und werden die Wörter „und bei Perso-
nen und Gesellschaften des Privatrechts, die nach den 
einheitlichen Abgrenzungsmerkmalen zur Einord-
nung der Betriebe in Größenklassen der sonstigen 
Fallart „Fälle mit bedeutenden Einkünften (bE)“ zu-
zuordnen sind“ gestrichen.

2.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 4 wird aufgehoben.

 b)  Die Nummern 5 bis 7 werden die Nummern 4 bis 6.

 c)  Nummer  8 wird Nummer  7 und nach dem Wort 
„Nummer“ wird die Angabe „7“ durch die Angabe 
„6“ ersetzt.

 d)  Nummer 9 wird Nummer 8 und in dem Satzteil vor 
Buchstabe a wird die Angabe „7 und 8“ durch die 
Angabe „6 und 7“ ersetzt.

3.  § 23 Nummer 3 wird wie folgt geändert

 a)  In den Buchstaben a, c und e wird jeweils in dem 
Satzteil nach Doppelbuchstabe bb die Angabe „7“ 
durch die Angabe „6“ ersetzt.

 b)  In den Buchstaben b, d und f wird jeweils in dem 
Satzteil nach Doppelbuchstabe bb die Angabe „7“ 
durch die Angabe „6“ und die Angabe „8“ durch 
die Angabe „7“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

Düsseldorf, den 23. August 2021

Der Minister der Finanzen
des Landes Nordrhein-Westfalen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

– GV. NRW. 2021 S. 1172

790

Dritte Verordnung
zur Änderung der Beratungsverordnung

Vom 12. Oktober 2021

Auf Grund des §  62 Satz  4 des Landesforstgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1980 
(GV. NRW. S. 546), der durch Artikel IV des Gesetzes vom 
1.  März 2005 (GV. NRW. S.  69) neu gefasst worden ist, 
verordnet das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit 
dem Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz des Landtags:

Artikel 1

Die Beratungsverordnung vom 27. Februar 2006 
(GV.  NRW. S.  126), die zuletzt durch Artikel  19 des 
 Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S.  934) 
 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 werden die Wörter „Ministerium für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
 Verbraucherschutz“ durch die Wörter „für Forsten 
zuständigen Ministerium“ ersetzt. 

 b)  Dem Absatz  3 wird folgender Satz angefügt: 
„Beim Nationalparkforstamt wird keine Regional-
kommission gebildet.“

2.  § 5 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa)  In dem Satzteil vor Nummer  1 wird die An-
gabe „20“ durch die Angabe „23“ ersetzt.

  bb)  In Nummer  1 wird das Wort „sieben“ durch 
das Wort „acht“ ersetzt.

  cc)  In Nummer 6 werden die Wörter „, das durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 
(GV. NRW. S. 934) neu gefasst worden ist, und“ 
durch die Wörter „in der jeweils geltenden 
Fassung,“ ersetzt.

  dd)  In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

  ee)  Folgende Nummern 8 und 9 werden angefügt: 

    „8. einer vom Ministerium beauftragten sach-
kundigen Person und 

    9. einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
forstlichen Dienstleistungsunternehmen.“

 b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa)  In Nummer  5 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt

  bb)  In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

  cc)  Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

    „7. einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
forstlichen Dienstleistungsunternehmen.“

3.  § 6 wird wie folgt gefasst: 

  „§ 6
Amtsdauer der Beratungsorgane, 

Bestellung der Mitglieder

  (1) Die Beratungsorgane werden für eine Dauer von 
fünf Jahren gebildet. Für den Forstausschuss und die 
Landesbetriebskommission wird als Stichtag der 
1. Januar 2021 festgelegt. Für die einzelnen Regional-
kommissionen kann die Leitung des Forstamtes einen 
abweichenden Stichtag festlegen, sofern die reguläre 
Amtszeit der Mitglieder bis zum Inkrafttreten der 
Dritten Verordnung zur Änderung der Beratungsver-
ordnung noch nicht beendet ist.

  (2) Die auf der Grundlage von Vorschlägen der Ver-
bände nach Maßgabe des Absatzes 4 benannten Mit-
glieder des Forstausschusses werden namentlich vom 
Ministerium, die Mitglieder der Regionalkommission 
werden namentlich von der Außenstelle bestellt, bei 
der die Regionalkommission gebildet worden ist. Für 
jedes Mitglied mit Ausnahme des Mitglieds nach §  5 
Absatz 1 Nummer 8 wird eine eigene Stellvertretung 
namentlich bestellt. Die Bestellung erfolgt für die 
Amtsdauer des jeweiligen Beratungsorgans. Scheidet 
ein Mitglied oder seine Stellvertretung vorzeitig aus, 
so ist eine nachfolgende Person für die restliche Amts-
dauer des Beratungsorgans namentlich zu bestellen.“

  (3) Nach Ablauf ihrer Amtszeit üben die Mitglieder 
und ihre Stellvertretungen ihr Amt bis zum Zusam-
mentritt des neuen Beratungsorgans aus. Der bishe-
rige Vorsitz bleibt bis zur Wahl des neuen Vorsitzes im 
Amt.

  (4) Die Bestellung der Vertreter und Vertreterinnen 
des Privat- und Gemeindewaldes erfolgt aufgrund von 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 77 vom 29. Oktober 2021 1173

Vorschlägen der für diese Besitzarten gebildeten Ver-
einigungen. Die Bestellung des Vertreters oder der Ver-
treterin des Körperschaftswaldes erfolgt aufgrund 
von Vorschlägen des Regionalverbandes Ruhr und des 
Landesverbandes Lippe. Die Bestellung der Vertrete-
rinnen oder Vertreter des Personals erfolgt je zur 
Hälfte auf Vorschlag des Bundes Deutscher Forstleute 
und der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt. 
Die Bestellung der Vertretung der anerkannten Natur-
schutzvereinigungen im Sinn des §  66 Absatz  1 des 
Landesnaturschutzgesetzes erfolgt aufgrund eines ge-
meinsamen Vorschlags dieser Vereine. Die Bestellung 
der Vertretung der Holzwirtschaft erfolgt aufgrund 
 eines Vorschlags des Deutschen Holzwirtschafts-
rates  e.V.. Die Bestellung der Vertretung der forstli-
chen Dienstleistungsunternehmen erfolgt aufgrund 
eines Vorschlags des Verbandes Freiberufl icher Forst-
sachverständiger, Landesgruppe NRW e.V.. Die Bestel-
lung der Vertretung der Biologischen Stationen nach 
§ 71 des Landesnaturschutzgesetzes erfolgt aufgrund 
eines gemeinsamen Vorschlags der im Forstamtsbezirk 
gelegenen Biologischen Stationen. Die Bestellung der 
Vertretung der forstlichen Dienstleistungsunterneh-
men erfolgt aufgrund eines Vorschlags des Verbandes 
Freiberufl icher Forstsachverständiger, Landesgruppe 
NRW e.V..“

4.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „wählt“ 
die Wörter „aus seiner Mitte“ eingefügt. 

 b)  Dem Absatz  2 wird folgender Satz angefügt:
„Die oder der Vorsitzende kann auf Vorschlag ein-
zelner Mitglieder oder der Stelle, die durch das Be-
ratungsorgan beraten wird, Personen mit besonde-
ren Fachkenntnissen zu den Sitzungen einladen.“ 

5.  In § 8 werden nach dem Wort „Beratungsorgane“ die 
Wörter „und eingeladene Personen mit besonderen 
Fachkenntnissen“ eingefügt und die Wörter „Gesetzes 
über die Entschädigung der ehrenamtlichen Mitglie-
der von Ausschüssen (Ausschussmitglieder-Entschä-
digungsgesetz – AMEG) vom 13. Mai 1958 (GV. NRW. 
S. 193), zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. No-
vember 2004 (GV. NRW. S.  617)“ durch die Wörter 
„Ausschussmitglieder-Entschädigungsgesetz vom 13. 
Mai 1958 (GV. NRW. S.  193) in der jeweils geltenden 
Fassung“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Oktober 2021

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ursula  H e i n e n - E s s e r

– GV. NRW. 2021 S. 1172

15. Änderung des Regionalplanes für den 
 Regierungsbezirk Münster, Teilabschnitt 

 Emscher-Lippe, im Gebiet der Stadt Marl

Vom 13. Oktober 2021

Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 
hat in ihrer Sitzung am 25. Juni 2021 die 15. Änderung 
des Regionalplanes für den Regierungsbezirk Münster, 
Teilabschnitt Region Emscher-Lippe, Erweiterung eines 
Allgemeinen Siedlungsbereichs (ASB) im Rahmen eines 
Flächentauschs – im Gebiet der Stadt Marl, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir der Regionalverband Ruhr mit 
Bericht vom 6. Juli 2021 – Aktenzeichen: 15/GEP EL_15_

Änd – gemäß § 19 Absatz 6 des Landesplanungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 
(GV. NRW. S. 904) geändert worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
beim Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde), 
dem Kreis Recklinghausen, sowie der Stadt Marl zur 
Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Da-
mit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs-
gesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über dem Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 15. Änderung des Regionalplanes für den Re-
gierungsbezirk Münster kann Klage vor dem Ober-
verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
erhoben werden. Die Klage ist innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 13. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Heike  J A E H R L I N G

– GV. NRW. 2021 S. 1173

22. Änderung des Regionalplanes für den 
Regierungsbezirk Köln

Teilabschnitt Region Aachen
auf dem Gebiet der Stadt Aachen 

und der Stadt Eschweiler

Vom 15. Oktober 2021

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sitzung am 25. Juni 
2021 die 22. Änderung des Regionalplanes für den Regie-
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen, Fest-
legung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungsberei-
ches für zweckgebundene interkommunale gewerbliche 
und industrielle Nutzungen GIBinterkommunal, Stadt 
Aachen und Stadt Eschweiler, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln mit Bericht vom 5. Juli 2021 – Aktenzeichen: 
32/61.6.2-2.12-22 – gemäß §  19 Absatz  6 des Landes-
planungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
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zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde), der Stadt Aachen, sowie der Stadt Eschweiler zur 
Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Da-
mit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs-
gesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 22. Änderung des Regionalplanes für den Re-
gierungsbezirk Köln kann Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben 
werden. Die Klage ist innerhalb eines Jahres nach Be-
kanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 15. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Heike  J A E H R L I N G 

– GV. NRW. 2021 S. 1173

24. Änderung des Regionalplanes für den 
Regierungsbezirk Köln

Teilabschnitt Region Aachen
auf dem Gebiet der Stadt Geilenkirchen

Vom 15. Oktober 2021

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sitzung am 25. Juni 
2021 die 24. Änderung des Regionalplanes für den Regie-
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen, Fest-
legung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungsberei-
ches, Stadt Geilenkirchen, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln mit Bericht vom 5. Juli 2021 – Aktenzeichen: 
32/61.6.2-2.12-24 – gemäß §  19 Absatz  6 des Landes-
planungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-

öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde), der Stadt Geilenkirchen sowie dem Kreis Heins-
berg zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Da-
mit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs-
gesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 24. Änderung des Regionalplanes für den Re-
gierungsbezirk Köln kann Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben 
werden. Die Klage ist innerhalb eines Jahres nach Be-
kanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 15. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Heike  J A E H R L I N G 

– GV. NRW. 2021 S. 1174

28. Änderung des Regionalplanes für den 
Regierungsbezirk Köln,

Teilabschnitt Region Köln
Darstellung der Deponie Erftstadt-Erp – 

Stadt Erftstadt

Vom 18. Oktober 2021

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sitzung am 25. Juni 
2021 die 28. Änderung des Regionalplanes für den Regie-
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Köln, Darstel-
lung der Deponie Erftstadt-Erp – auf dem Gebiet der 
Stadt Erftstadt, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln mit Bericht vom 5. Juli 2021 – Aktenzeichen: 
32/61.6.2-2.11-28 – gemäß §  19 Absatz  6 des Landes-
planungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.
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Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde), dem Rhein-Erft-Kreis, sowie der Stadt Erftstadt 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl.  I S.  2694) ge-
ändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 28. Änderung des Regionalplanes für den Re-
gierungsbezirk Köln kann Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben 
werden. Die Klage ist innerhalb eines Jahres nach Be-
kanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 18. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Alexandra  R E N Z 

– GV. NRW. 2021 S. 1174

34. Änderung des Regionalplanes für den 
 Regierungsbezirk Köln

Teilabschnitt Region Köln
auf dem Gebiet der Stadt Kerpen und der 

Stadt Elsdorf

Vom 15. Oktober 2021

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sitzung am 25. Juni 
2021 die 34. Änderung des Regionalplanes für den Regie-
rungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Köln, Festlegung 
eines Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiches für 
zweckgebundene regionale gewerbliche und industrielle 
Nutzungen GIBregional, Stadt Kerpen und Stadt Els-
dorf, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln mit Bericht vom 5. Juli 2021 – Aktenzeichen: 
32/61.6.2-2.11-34 – gemäß §  19 Absatz  6 des Landes-
planungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 

bei der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde), den Städten Kerpen und Elsdorf sowie dem 
Rhein-Erft-Kreis zur Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl.  I S.  2694) ge-
ändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalplanes aus dem Landesentwick-
lungsplan, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften herausstellt (ge-
mäß §  15 des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-West-
falen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplanes gegen-
über der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 34. Änderung des Regionalplanes für den Re-
gierungsbezirk Köln kann Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben 
werden. Die Klage ist innerhalb eines Jahres nach Be-
kanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 15. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Heike  J A E H R L I N G 

– GV. NRW. 2021 S. 1175

Genehmigung der 35. Änderung
des Regionalen Flächennutzungsplans

der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
für die Stadtgebiete der Städte Bochum,

Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr 
und Oberhausen, im Gebiet der Stadt Essen

Vom 15. Oktober 2021

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Ober hausen haben in 
ihren Sitzungen vom 4. März 2021 bis 28. Juni 2021 die 
35. Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans für 
die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr im Ge-
biet der Stadt Essen, Pferdebahnstraße / Berthold-Beitz-
Boulevard (ESSEN 51) beschlossen. Diese Änderung hat 
mir die Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr mit 
Schreiben vom 6. Juli 20201 – Aktenzeichen: 61-2-1 – ge-
mäß §  41 Absatz  2 Landesplanungsgesetzes NRW vom 
3.  Mai 2005 (GV. NRW. S.  430), zuletzt geändert durch 
Artikel  1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. 
S. 904), zur Genehmigung vorgelegt.

Diese Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
habe ich mit Erlass vom 13. Oktober 2021 – Akten-
zeichen: 51.12.03.07-000001-2021-0009992 – gemäß § 41 
Absatz 2 Landespla nungsgesetz NRW im Einvernehmen 
mit den fachlich zuständigen Landesministerien ge-
nehmigt.
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Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Satz  1 Landesplanungsgesetz NRW. Gemäß §  14 Satz  3 
Landesplanungsgesetz NRW wird die Änderung des 
 Regionalen Flächennutzungsplans bei dem Regional-
verband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den 
Städten Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim 
an der Ruhr und Oberhausen zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt.

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
wird mit der Bekanntmachung der Genehmigung wirk-
sam. Dabei sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezem-
ber 2020 (BGBl.  I S.  2694) geändert worden ist, zu be-
achten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalen Flächennutzungsplans aus dem 
Landesentwicklungsplan, dessen Unwirksamkeit sich 
wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
herausstellt (gemäß §  15 des Landesplanungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regio-
nalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regional-
verband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 15. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Heike  J A E H R L I N G

– GV. NRW. 2021 S. 1175

Genehmigung der 40. Änderung
des Regionalen Flächennutzungsplans

der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
für die Stadtgebiete der Städte Bochum,

Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr 
und Oberhausen, im Gebiet der Stadt Essen

Vom 15. Oktober 2021

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Ober hausen haben in 
ihren Sitzungen vom 4. März 2021 bis 28. Juni 2021 die 
40. Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans für 
die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr im Ge-
biet der Stadt Essen, Bäuminghausstraße / Hövelstraße 
(Baggerübungsplatz) beschlossen. Diese Änderung hat 
mir die Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr mit 
Schreiben vom 6. Juli 20201 – Aktenzeichen: 61-2-1 – ge-
mäß §  41 Absatz  2 Landesplanungsgesetzes NRW vom 
3.  Mai 2005 (GV. NRW. S.  430), zuletzt geändert durch 
Artikel  1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. 
S. 904), zur Genehmigung vorgelegt.

Diese Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
habe ich mit Erlass vom 13. Oktober 2021 – Akten-
zeichen: 51.12.03.07-000001-2021-0009994 – gemäß § 41 
Absatz 2 Landespla nungsgesetz NRW im Einvernehmen 
mit den fachlich zuständigen Landesministerien ge-
nehmigt.

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Satz  1 Landesplanungsgesetz NRW. Gemäß §  14 Satz  3 
Landesplanungsgesetz NRW wird die Änderung des Re-
gionalen Flächennutzungsplans bei dem Regionalver-
band Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den Städ-
ten Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an 
der Ruhr und Oberhausen zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt.

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
wird mit der Bekanntmachung der Genehmigung wirk-
sam. Dabei sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezem-
ber 2020 (BGBl.  I S.  2694) geändert worden ist, zu be-
achten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalen Flächennutzungsplans aus dem 
Landesentwicklungsplan, dessen Unwirksamkeit sich 
wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
herausstellt (gemäß §  15 des Landesplanungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regio-
nalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regional-
verband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 15. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Heike  J A E H R L I N G

– GV. NRW. 2021 S. 1176

Genehmigung der 43. Änderung
des Regionalen Flächennutzungsplans

der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
für die Stadtgebiete der Städte Bochum,

Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr 
und Oberhausen, im Gebiet der Stadt Essen

Vom 15. Oktober 2021

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Ober hausen haben in 
ihren Sitzungen vom 4. März 2021 bis 28. Juni 2021 die 
43. Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans für 
die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr im Ge-
biet der Stadt Essen, Erbslöhstraße (neue Gesamtschule) 
beschlossen. Diese Änderung hat mir die Planungsge-
meinschaft Städteregion Ruhr mit Schreiben vom 6. Juli 
20201 – Aktenzeichen: 61-2-1 – gemäß §  41 Absatz  2 
Landesplanungsgesetzes NRW vom 3. Mai 2005 (GV. 
NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), zur Genehmigung 
vorgelegt.

Diese Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
habe ich mit Erlass vom 13. Oktober 2021 – Akten-
zeichen: 51.12.03.07-000001-2021-0009995 – gemäß § 41 
Absatz 2 Landespla nungsgesetz NRW im Einvernehmen 
mit den fachlich zuständigen Landesministerien ge-
nehmigt.
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Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Satz  1 Landesplanungsgesetz NRW. Gemäß §  14 Satz  3 
Landesplanungsgesetz NRW wird die Änderung des Re-
gionalen Flächennutzungsplans bei dem Regionalver-
band Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie den Städ-
ten Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an 
der Ruhr und Oberhausen zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt.

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans 
wird mit der Bekanntmachung der Genehmigung wirk-
sam. Dabei sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezem-
ber 2020 (BGBl.  I S.  2694) geändert worden ist, zu be-
achten.

Ich weise darauf hin, dass gemäß §  11 Absatz  5 Satz  1 
des Raumordnungsgesetzes (ROG) eine nach § 11 Abs. 1 
Nr.  1 und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 
Abs.  3 ROG beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, eine nach § 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über die Umweltprüfung sowie die Ent-
wicklung des Regionalen Flächennutzungsplans aus dem 
Landesentwicklungsplan, dessen Unwirksamkeit sich 
wegen Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
herausstellt (gemäß §  15 des Landesplanungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen), unbeachtlich wird, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regio-
nalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regional-
verband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 15. Oktober 2021

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Heike  J A E H R L I N G

– GV. NRW. 2021 S. 1176
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